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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.09.1999 

Geschäftszahl 

98/19/0286 

Rechtssatz 

Ein seinerzeit zur Niederlassung auf Dauer berechtigender gewöhnlicher Sichtvermerk nach dem Passgesetz 
1969 (Hinweis E 23.3.1999, 98/19/0195, 0196), sowie eine Bewilligung gemäß § 1 Abs 1 AufenthaltsG 1992 
(Hinweis E 24.9.1999, 98/19/0291) ist einer Niederlassungsbewilligung gemäß § 23 Abs 1 FrG 1997 
gleichzuhalten. Anders als diese Berechtigungen räumte aber ein nach dem 1.7.1993 ausgestellter gewöhnlicher 
Sichtvermerk gemäß § 6 Abs 1 Z 1 FrG 1993 dem Fremden nicht das Recht ein, einen Hauptwohnsitz im Inland 
zu begründen (vgl § 7 Abs 7 FrG 1993 iVm § 1 Abs 1 AufenthaltsG 1992). Damit ist ein gewöhnlicher 
Sichtvermerk gemäß § 6 Abs1 Z 1 FrG 1993 aber auch nicht einer Niederlassungsbewilligung im Verständnis 
des FrG 1997, also einer Berechtigung zur Niederlassung auf Dauer, gleichzuhalten. 


